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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. AktG: Vergütungsansprüche des besonderen Vertreters 
Versaeumnisurteil vom 21.06.2022, Az: II ZR 181/21  

2. WEG: Räumliche Trennung gemäß Teilungserklärung 
Urteil vom 15.07.2022, Az: V ZR 127/21  

3. BGB: Formelle Anforderungen an Mieterhöhungsverlangen 
Urteil vom 20.07.2022, Az: VIII ZR 339/21  

4. BGB: Anforderungen an eine Modernisierungsmieterhöhung 
Urteil vom 20.07.2022, Az: VIII ZR 361/21  

5. ZPO: Inhalt einer Berufungsbegründung  
Beschluss vom 05.07.2022, Az: VIII ZR 137/21  

6. Brüssel Ia-VO: Versagung der Vollstreckung 
Beschluss vom 07.07.2022, Az: IX ZB 38/21  

7. KapMuG: Frist für Rechtsbeschwerde für verschiedene Beteiligte 
Beschluss vom 14.06.2022, Az: XI ZB 33/19  

8. BGB: Genehmigung geschlossene Unterbringung 
Beschluss vom 20.07.2022, Az: XII ZB 81/22  

9. ZPO: Übertragung von Fristnotierung an Bürokraft 
Beschluss vom 29.06.2022, Az: XII ZB 9/22  

10. StGB: Entgegennahme verkörperter Vermögenswerte 
Urteil vom 15.06.2022, Az: 3 StR 295/21  

11. EnWG: Entnahme Strom nach Vertragsende 
Urteil vom 10.05.2022, Az: EnZR 54/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. AktG: Vergütungsansprüche des besonderen Vertreters 

Versaeumnisurteil vom 21.06.2022, Az: II ZR 181/21 
Im Erkenntnisverfahren über Vergütungsansprüche des vom besonderen Vertreter mit 
der Geltendmachung von Ersatzansprüchen beauftragten Rechtsanwalts vertritt der be-
sondere Vertreter jedenfalls dann die Aktiengesellschaft, wenn dieses Verfahren 
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rechtshängig wird, bevor die Geltendmachung der Ersatzansprüche durch den beson-
deren Vertreter abgeschlossen ist. 
 

  
2. WEG: Räumliche Trennung gemäß Teilungserklärung 

Urteil vom 15.07.2022, Az: V ZR 127/21 
Gibt die Teilungserklärung einer Anlage, zu der sowohl Wohnungs- als auch Teilei-
gentumseinheiten gehören, innerhalb eines Gebäudes eine räumliche Trennung von 
Wohnen und Gewerbe vor, stört die Wohnnutzung einer Teileigentumseinheit in dem 
der gewerblichen Nutzung vorbehaltenen Gebäudeteil bei typisierender Betrachtung 
regelmäßig mehr als die vorgesehene Nutzung (Fortführung von Senat, Urteil vom 23. 
März 2018 - V ZR 307/16 , NJW-RR 2018, 1227 Rn. 9). 
 

  
3. BGB: Formelle Anforderungen an Mieterhöhungsverlangen 

Urteil vom 20.07.2022, Az: VIII ZR 339/21 
Zu den formellen Anforderungen an eine Mieterhöhungserklärung nach der Durchfüh-
rung von Modernisierungsmaßnahmen gemäß § 559b BGB (im Anschluss an Senats-
urteil vom 20. Juli 2022 - VIII ZR 361/21, zur Veröffentlichung bestimmt). 
 

  
4. BGB: Anforderungen an eine Modernisierungsmieterhöhung 

Urteil vom 20.07.2022, Az: VIII ZR 361/21 
a) Die Erklärung über eine Modernisierungsmieterhöhung (§ 559 BGB) genügt regel-
mäßig den formellen Anforderungen nach § 559b BGB, wenn sie - im Hinblick auf die 
Angabe der entstandenen Kosten - die Gesamtkosten für die durchgeführte Moderni-
sierungsmaßnahme und im Fall der Durchführung mehrerer verschiedener Modernisie-
rungsmaßnahmen die jeweiligen Gesamtkosten für die einzelnen Maßnahmen aus-
weist. 
 
b) Das gilt nicht nur, wenn es sich bei der betreffenden Maßnahme um eine reine Mo-
dernisierungsmaßnahme handelt, sondern auch dann, wenn eine sogenannte moderni-
sierende Instandsetzung durchgeführt wurde und der Vermieter sich deshalb nach 
Maßgabe des § 559 Abs. 2 BGB einen - in der Erhöhungserklärung (zumindest durch 
die Angabe einer Quote oder eines bezifferten Betrags) auszuweisenden - Instandset-
zungsanteil anrechnen lassen muss (im Anschluss an Senatsurteil vom 17. Dezember 
2014 - VIII ZR 88/13, NJW 2015, 934 Rn. 29 f. mwN; Senatsbeschluss vom 12. Juni 
2018 - VIII ZR 121/17, WuM 2018, 723 Rn. 14). 
 
c) Eine Aufschlüsselung der für eine bestimmte Modernisierungsmaßnahme entstande-
nen Gesamtkosten nach den einzelnen angefallenen Gewerken oder anderen Bauleis-
tungsbereichen ist grundsätzlich auch dann nicht erforderlich, wenn umfangreiche und 
entsprechend kostenträchtige bauliche Veränderungen oder Maßnahmen außerhalb der 
betroffenen Wohnung oder an mehreren Gebäuden ausgeführt wurden. 
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5. ZPO: Inhalt einer Berufungsbegründung  
Beschluss vom 05.07.2022, Az: VIII ZR 137/21 
a) Eine Berufungsbegründung muss geeignet sein, die erstinstanzliche Entscheidung 
im Umfang der Anfechtung in Frage zu stellen. Bei mehreren Streitgegenständen oder 
einem teilbaren Streitgegenstand hat sie sich daher grundsätzlich auf alle Teile des Ur-
teils zu erstrecken, hinsichtlich derer eine Abänderung beantragt ist; andernfalls ist das 
Rechtsmittel für den nicht begründeten Teil unzulässig (im Anschluss an BGH, Urteile 
vom 23. Juni 2015 - II ZR 166/14, NJW 2015, 3040 Rn. 11; vom 14. März 2017 - VI 
ZR 605/15, VersR 2017, 822 Rn. 14; vom 7. Januar 2021 - III ZR 127/19, BGHZ 228, 
115 Rn. 12; Beschlüsse vom 29. November 2017 - XII ZB 414/17, NJW-RR 2018, 
386 Rn. 9; vom 15. März 2022 - VIII ZB 43/21, juris Rn. 13). 
 
b) Hat ein Rechtsmittelführer einen - erstinstanzlich zu seinem Nachteil entschiedenen 
- Streitgegenstand mit seiner Berufungsbegründung nicht angegriffen und ist dieser 
damit nicht zur Überprüfung des Berufungsgerichts gestellt worden, kann das rechtli-
che Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) des Rechtsmittelgegners verletzt sein, wenn das Beru-
fungsgericht, ohne hierauf hinzuweisen (§ 139 ZPO), dennoch in der Sache - zum 
Nachteil des Rechtsmittelgegners - über diesen Streitgegenstand entscheidet. 
 

  
6. Brüssel Ia-VO: Versagung der Vollstreckung 

Beschluss vom 07.07.2022, Az: IX ZB 38/21 
Ein Antrag auf Versagung der Vollstreckung nach der Brüssel Ia-Verordnung ist unzu-
lässig, wenn der Gläubiger aus einer als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigten 
Entscheidung gegen den Schuldner vorgeht. 
 

  
7. KapMuG: Frist für Rechtsbeschwerde für verschiedene Beteiligte 

Beschluss vom 14.06.2022, Az: XI ZB 33/19 
a) Die Frist zur Einlegung der Rechtsbeschwerde nach § 20 Abs. 1 Satz 1 KapMuG 
wird für jeden Beteiligten gesondert mit Zustellung des Musterentscheids an ihn (§ 16 
Abs. 1 Satz 3 KapMuG) oder, soweit keine individuelle Zustellung an einen Beteilig-
ten erfolgt ist, mit öffentlicher Bekanntmachung durch Eintragung in das Klageregister 
nach § 16 Abs. 1 Satz 4 und 5 i.V.m. § 11 Abs. 2 Satz 2 KapMuG in Gang gesetzt. 
 
b) Die in § 12 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 VermVerkProspV in der bis zum 31. Mai 2012 gel-
tenden Fassung geregelte Angabepflicht ist abschließend. 
 

  
8. BGB: Genehmigung geschlossene Unterbringung 

Beschluss vom 20.07.2022, Az: XII ZB 81/22 
Die Genehmigung einer geschlossenen Unterbringung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
setzt keine akute, unmittelbar bevorstehende Gefahr für den Betreuten voraus. Not-
wendig ist eine ernstliche und konkrete Gefahr für Leib und Leben des Betreuten. Dies 
setzt objektivierbare und konkrete Anhaltspunkte für den Eintritt eines erheblichen 
Gesundheitsschadens voraus. Der Grad der Gefahr ist in Relation zum möglichen 
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Schaden ohne Vornahme der freiheitsentziehenden Maßnahme zu bemessen (im An-
schluss an Senatsbeschlüsse vom 24. Mai 2017 - XII ZB 577/16 -FamRZ 2017, 
1342und vom 12. Mai 2021 - XII ZB 109/21 MDR 2021, 1153). 
 

  
9. ZPO: Übertragung von Fristnotierung an Bürokraft 

Beschluss vom 29.06.2022, Az: XII ZB 9/22 
a) Überträgt ein Rechtsanwalt die Notierung von Fristen einer Bürokraft, muss er 
durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass die Fristen zuverläs-
sig festgehalten und kontrolliert werden. Hierzu gehört insbesondere, dass die Rechts-
mittelfristen in der Handakte notiert werden und die Handakte durch entsprechende 
Erledigungsvermerke oder auf sonstige Weise erkennen lässt, dass die Fristen in den 
Fristenkalender eingetragen worden sind (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 19. 
Februar 2020 - XII ZB 458/19 -FamRZ 2020, 936). 
 
b) Werden einem Rechtsanwalt die Akten im Zusammenhang mit einer fristgebunde-
nen Verfahrenshandlung vorgelegt, hat er den Ablauf von Rechtsmittelbegründungs-
fristen eigenverantwortlich zu prüfen (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 19. Feb-
ruar 2020 - XII ZB 458/19 -FamRZ 2020, 936). 
 

  
10. StGB: Entgegennahme verkörperter Vermögenswerte 

Urteil vom 15.06.2022, Az: 3 StR 295/21 
Nimmt ein Mitglied einer terroristischen Vereinigung verkörperte Vermögenswerte 
entgegen, um damit weitere unselbständige mitgliedschaftliche Beteiligungsakte in-
nerhalb der abgeurteilten tatbestandlichen Handlungseinheit zu verwirklichen, sind sie 
zur Tatbegehung bestimmt und damit Tatmittel. Da solche Gegenstände in Bezug auf 
denselben Straftatbestand nicht zugleich durch die Tat erlangt sind, scheidet eine Ein-
ziehung als Taterträge aus. 
 

  
11. EnWG: Entnahme Strom nach Vertragsende 

Urteil vom 10.05.2022, Az: EnZR 54/21 
a) Entnimmt ein Letztverbraucher, der kein Haushaltskunde ist, nach Beendigung der 
Ersatzversorgung durch Zeitablauf gemäß § 38 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. EnWG ohne Ab-
schluss eines neuen Stromlieferungsvertrags an einer Lieferstelle weiter Strom, so be-
gründet dies weder ein Grundversorgungsverhältnis, noch wird das Ersatzversor-
gungsverhältnis über die Dreimonatsfrist hinaus verlängert. Die weiteren Stroment-
nahmen erfolgen vielmehr unberechtigt (Fortführung von BGH, Beschluss vom 27. 
Oktober 2020 - EnVR 104/19, RdE 2021, 275 - Unberechtigt genutzte Lieferstellen). 
 
b) Strom, den Letztverbraucher ohne vertragliche oder gesetzliche Grundlage an einer 
regulären Lieferstelle unberechtigt aus dem Niederspannungsnetz entnehmen, ist bi-
lanziell, wirtschaftlich und zivilrechtlich nicht dem Verteilernetzbetreiber, sondern 
dem Grund- und Ersatzversorger zuzuordnen. Das gilt auch, wenn die Letztverbrau-
cher keine Haushaltskunden sind, und unabhängig davon, ob die entnommenen 
Strommengen bilanziell korrekt verbucht worden sind. 
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c) Stromentnahmen an einer Lieferstelle, für die weder ein Stromlieferungsvertrag 
noch ein Grund- oder Ersatzversorgungsverhältnis besteht, erfolgen auf Kosten des 
Ersatzversorgers, nicht auf Kosten des Netzbetreibers. Etwaige Aufwendungsersatz-, 
Bereicherungs- oder Schadensersatzansprüche gegen den unberechtigten Nutzer der 
Lieferstelle stehen nicht dem Verteilernetzbetreiber, sondern dem Ersatzversorger zu. 
 
  

 

 


